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Risikolebensversicherung
Monatlicher Zahlbeitrag

Versicherer Tarif in Euro

Quelle: /Anbieter Stand: 17.09.2021

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Risikolebensversicherung:

Schützen Sie Ihre Familie
für ein paar Euro

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

*Festpreis, keine Erhöhung während der Laufzeit.
Berechnungsgrundlage: Kaufm. Angestellter, 30 Jahre alt bei
Versicherungsbeginn 01.10.2021, Nichtraucher, Vertragslaufzeit
30 Jahre, Versicherungssumme 300.000 Euro, gleich bleibend wäh-
rend der Vertragslaufzeit, Überschussverwendung als Sofortrabatt.

Angaben ohne Gewähr

Europa Premium E-RL 16,28
Ergo Vorsorge Risiko LV 17,75
Deutsche LV L0U DL 17,84
Basler RKS 19 18,12
Dela aktiv Leben 19,03*
WürttembergischeRisiko kompakt 21,23
R+V a.G. RI 21,25
WGV R5/R6 Optimal 21,25
Cosmos direkt Comfort 22,22
Canada Life Risikoleben komfort 22,90*
Stuttgarter T20 23,20
Continentale RL1 Plus 23,52
Allianz RL Plus LC0U 23,61

Computer auf vier Rädern
VON CHRISTOPH DERNBACH

MÜNCHEN „System-Aktualisierung
verfügbar.“ Diesen Hinweis wer-
den in den kommenden Wochen
über 140.000 Besitzer eines Volks-
wagen-Elektroautos ID.3 oder ID.4
im Display ihres Fahrzeugs zu le-
sen bekommen. Beim Update 2.3
handelt es sich nicht nur um eine
kleinere Aktualisierung der Navi-
gationssoftware oder des Infotain-
mentsystems. VW greift damit tief
in die Funktionsweise der Elektro-
nik der Fahrzeuge ein, ohne dass
die VW-Kunden dafür eine Werk-
statt aufsuchen müssen. Das Up-
date wird über eine eingebaute Mo-
bilfunkverbindung aufgespielt, so
wie man es vom Smartphone her
gewohnt ist. Andere Hersteller nut-
zen auch WLAN-Verbindungen für
ihre Aktualisierungen.

Für Tesla sind Software-Updates
„Over the Air“ (OTA), also über eine
Mobilfunkverbindung, ein alter Hut:
Seit 2013 hat der Elektroautopio-
nier aus Kalifornien Erfahrungen
mit der drahtlosen Softwarever-
teilung gesammelt. Neben reinen
Fehlerbereinigungen nutzt Tesla
die OTA-Updates auch für kosten-
lose Performance-Verbesserungen.
Außerdem kann man online Zu-
satzfunktionen wie das Assistenz-
system „Autopilot“ kostenpflichtig
hinzubuchen.

Nicht nur Tesla hat hier ein gutes
Geschäft entdeckt. Auch Hersteller
wie Audi ermöglichen„Functions on
Demand“ („Funktionen auf Abruf“).
Dazu gehören LED-Matrixschein-
werfer, Fernlicht- und Park-Assis-
tent oder zusätzliche Navigations-
funktionen, die online freigeschaltet
werden. Die Unternehmensbe-
ratung McKinsey schätzt, dass
OT-Updates auch Rückrufaktionen
überflüssig machen und Kosten in
Milliardenhöhe eingespart werden
können.

WennUpdates fürÄrger sorgen

Manchmal können Software-Up-
dates und Erweiterungen aber auch
richtig Ärger bereiten. Das gilt nicht
nur für den Dieselskandal, bei dem
Volkswagen und andere Hersteller
mit überwiegend illegalen Manipu-
lationen gesetzlich vorgeschriebene
Grenzwerte für Autoabgase umgan-
gen haben. Auch die Software-Up-
dates von Tesla sind nicht nur eine
Erfolgsgeschichte. Nach einem
Update im Jahr 2019 warfen Tes-
la-Fahrer dem US-Konzern vor, die
Reichweite von bestimmten Model-
len verringert zu haben. Außerdem
hatten sich die Ladezeiten verlän-
gert, ohne dass die Kunden vor den
Folgen des Updates ins Bild gesetzt
worden seien. Tesla begründete dies

mit einem notwendigen„Schutz der
Batterie und Verbesserung der Ak-
ku-Lebensdauer“.

OTA-Updates sind aber nicht
mehr nur E-Auto-Spezialisten wie
Tesla oder Fahrzeugen der Premi-
umklasse vorbehalten. Selbst ein
VW Golf 8 verfügt
serienmäßig über
eine Internetan-
bindung via Mo-
bilfunk, um Daten
auszutauschen. In
beide Richtungen:
vom Auto zum
Hersteller und
auch umgekehrt.

Der ADAC sieht
bei OTA-Updates
die Gefahr, dass
Autohersteller
versucht sein könnten, ein noch
nicht fertig entwickeltes Fahrzeug in
den Verkauf zu bringen und mögli-
che Softwarefehler erst im Laufe
der Zeit insgeheim zu entfernen.
„Bei 16 Prozent der Rückrufe im
Jahr 2018 war fehlerhafte Software
der Grund – diese Zahl wird mög-
licherweise in Zukunft ansteigen“,

sagt ADAC-Technikexperte Arnulf
Thiemel.

Der Automobilclub mahnt dabei
eineVersorgung mit relevanten Up-
dates über die gesamte Lebensdau-
er der Fahrzeuge an. „Es darf nicht
vergessen werden, dass Autos im

Schnitt zehn bis
15 Jahre in Be-
trieb bleiben.“ So
lange müssen, so
die Forderung des
ADAC, Updates
zur Erhaltung der
vollen Einsatzfä-
higkeit kostenlos
geliefert werden.

Für große Ent-
wicklungsstufen
wie die Einfüh-
rung des voll au-

tonomen Fahrens, ist aber nicht nur
ein umfassendes Software-Update
notwendig, sondern auch zusätzli-
che Hardware. Zum einen müssen
Systeme wie Lenkung, Bremsen und
Stromversorgung redundant ausge-
legt sein, also quasi doppelt vorhan-
den und dadurch ausfallsicher sein.
Außerdem gehen die meisten Exper-

ten davon aus, dass zusätzliche Sen-
soren benötigt werden. Zumindest
Pioniere des autonomen Fahrens
wie die Google-Schwester Waymo
oder der zum Intel-Konzern gehö-
rende Spezialist Mobileye aus Isra-
el setzen auf eine Kombination von
Radar, Lidar und Kameras, um si-
cherzustellen, dass ein kompletter
Systemausfall ausgeschlossen ist.

Tesla-Chef Elon Musk dagegen
glaubt, mit einem reinen Kame-
rasystem zurechtzukommen. Aber
auch Musk dämmert es inzwischen,
wie komplex die Aufgabe ist.„Gene-
ralisiertes autonomes Fahren ist ein
schwieriges Problem, da es die Lö-
sung eines großen Teils der realen
künstlichen Intelligenz erfordert“,
twitterte Musk zur Ankündigung
eines größeres Tesla-Updates.„Hät-
te nicht gedacht, dass es so schwer
wird, aber die Schwierigkeit ist im
Nachhinein offensichtlich.“

Bis selbstfahrende Autos für pri-
vate Käufer zur Verfügung stehen,
wird es noch eine Zeit lang dauern.
Immerhin hat der deutsche Ge-
setzgeber im vergangenen Juli die
rechtlichen Voraussetzungen dafür

geschaffen, dass autonom fahrende
Wagen sich mit Deutschland mit ei-
ner Höchstgeschwindigkeit von 130
km/h auf den Straßen frei bewegen
dürfen.

Das Lenkrad abbestellen

Mobileye-Manager Johann Jung-
wirth, der zuvor bei Volkswagen,
Apple und Daimler an der Zukunft
des Autos gearbeitet hat, geht von
zwei Phasen aus. „Im kommenden
Jahr geht es mit Flottenfahrzeugen
los. Das sind Robo-Taxis oder Shutt-
le-Fahrzeuge. Bis 2025 wird der Fo-
kus auf dem Bereich „Mobilität auf
Knopfdruck“ liegen.“ Ab 2024 wer-
de dann eine weitere Stufe begin-
nen, wenn Autonomens Fahren als
Premiumfunktion für private Au-
tos angeboten werden. „Dann wird
man auch das Lenkrad abbestellen
können“, sagt Jungwirth. Bei den
selbstfahrenden Autos wird dann
auch eine neue Form von Unter-
haltungssoftware gefragt sein, denn
die Fahrzeuginsassen müssen sich
ja nicht mehr auf den Verkehr kon-
zentrieren.

Autokonzerne bieten vermehrt drahtlose Software-Updates und neue Features online an. Ruf nach Rahmenbedingungen.

Steuerfreie Überlassung von Handy oder PC
STEUERRATGEBER

Überlässt ein Arbeitgeber
seinen Arbeitnehmern be-
triebliche Datenverarbei-

tungs- und Telekommunikati-
onsgeräte zur Nutzung, ist diese
Überlassung, unabhängig vom
Verhältnis der beruflichen zur
privaten Nutzung, steuerfrei. Die
Steuerfreiheit umfasst auch die
Nutzung von Zubehör und Soft-
ware. Sie ist nicht auf die private
Nutzung im Betrieb beschränkt,
sondern gilt beispielsweise auch
für Mobiltelefone im Auto oder
PC in der Wohnung des Arbeit-
nehmers. Auch die vom Arbeit-
geber getragenen Verbindungs-
entgelte, wie Grundgebühr und
sonstige laufende Kosten, stellen
keinen steuerpflichtigen Arbeits-
lohn dar. Für die Steuerfreiheit
kommt es nicht darauf an, ob es
sich um Vorteile zusätzlich zum
ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn oder auf Grund einer Verein-
barung mit dem Arbeitgeber über
die Herabsetzung von Arbeitslohn
handelt.

Eine der Voraussetzungen, um
die Steuerfreiheit des Überlas-
sungsvorteils zu erlangen, ist der
Tatbestand, dass es sich um Da-
tenverarbeitungs- und Telekom-
munikationsgeräte des Arbeitge-
bers handelt. Nach herrschender
Meinung ist es auch ausreichend,
wenn der Arbeitgeber zwar nicht
Eigentümer ist, jedoch die Gerä-
te gemietet oder geleast hat. Mit
der Frage, wie das Eigentum er-
langt wurde und ob eventuell eine
Gestaltung zu weitreichend aus-
gelegt wurde, musste sich das Fi-
nanzgericht München (Urteil
vom 20.11.2020, Az. 8 K 2655/19)
auseinandersetzen.

Zum Sachverhalt: Ein Arbeit-
geber beabsichtigte das Entloh-
nungssystem für seine Mitar-
beiter zu optimieren und hierzu
möglichst die Steuerfreiheit von
Bezügen auszunutzen. Hierzu ge-
hörte auch die Überlegung zur
steuerfreien Überlassung von
Handys sowie zur Übernahme
der damit in Zusammenhang ste-
henden monatlichen Gebühren
– auch zur privaten Nutzung. Da
die in Frage kommenden Arbeit-
nehmer jedoch bereits mit eige-
nen privaten Handys ausgestattet
waren, hätten sie ein zweites Ge-
rät nicht brauchen können. Kur-
zerhand kaufte der Arbeitgeber
den Arbeitnehmern ihre privaten
Handys ab. Somit wurde der Ar-
beitgeber Eigentümer der Geräte.
Der Kaufpreis der Geräte lag zwi-
schen einem und sechs Euro.

Nach dem Kauf wurde der Ar-
beitsvertrag um den Punkt „Han-
dyüberlassung und Übernah-
me von Handykosten“ ergänzt.
Danach überließ der Arbeitge-

ber diese Handys wieder den je-
weiligen Arbeitnehmern zur Nut-
zung und verpflichtete sich zur
Übernahme laufender Kosten bis
zu einer gewissen monatlichen
Höhe.

Endgültiges Urteil steht noch aus

Selbstverständlich gefiel diese
Handhabung dem Prüfer bei ei-
ner anschließenden Lohnsteu-
erprüfung nicht. Dieser wertete
den Vorgang als Gestaltungsmiss-
brauch und erkannte die Steuer-
freiheit ab. Lediglich berufliche
Telefongespräche wurden steuer-
frei belassen. Der dagegen gerich-
tete Einspruch des Arbeitgebers
blieb erfolglos und das Gericht
musste entscheiden.

Entgegen der Auffassung des
Finanzamts hat das Gericht die
Steuerfreiheit zugelassen. Zur Be-
gründung führten die Richter aus,
dass es sich nicht um einen recht-
lichen Gestaltungsmissbrauch
handele, wenn der Arbeitnehmer

in einem zivilrechtlich wirksa-
men Vertrag dem Arbeitgeber sein
Handy verkaufe und anschlie-
ßend der Arbeitgeber im Rahmen
eines Überlassungsvertrags das
Handy dem Arbeitnehmer wieder
zur Nutzung zur Verfügung stel-
le. Auch sahen die Richter bei der
Übernahme der entstehenden
Kosten des vom Arbeitnehmer ab-
geschlossenen Mobilfunkvertrags
in einer vertraglich festgelegten
Höhe keine Probleme. Das, so die
Urteilsbegründung, gelte auch
dann, wenn alleiniges Ziel der Ge-
staltung die Inanspruchnahme
der Steuerfreiheit sein soll.

Allerdings ist in der Sache nicht
das letzte Wort gesprochen, da
das Finanzgericht die Revision
beim Bundesfinanzhof zugelas-
sen hat. Diese Revision ist auch
seitens der Finanzverwaltung ein-
gelegt worden und wird beim
Bundesfinanzhof unter dem Ak-
tenzeichen VI R 50/20 geführt.
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EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

Auf einemDisplay im Cockpit eines Tesla ist das Ladeprogramm zu sehen. FOTO: DPA

„Generalisiertes
autonomes Fahren ist

ein schwieriges
Problem, da es die

Lösung eines großen
Teils der realen

künstlichen Intelligenz
erfordert.“

ElonMusk,
Tesla-Chef

BERLIN Der Ausbau des Ladenetzes
für Elektroautos wird zum Streitthe-
ma im Bundestagswahlkampf. Die
SPD verteidigte die künftige Vorga-
be zu Kartenzahlungsmöglichkei-
ten an neuen Ladesäulen und wies
Kritik vonVerkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) daran scharf zurück.
„Das Bezahlsystem sichert, dass
möglichst alle Menschen barriere-
frei die Säulen nutzen können“, sag-
te SPD-Fraktionsvize Sören Bartol
am Wochenede. Vorwürfe Scheuers
an die Adresse von Finanzminister
Olaf Scholz (SPD) seien „billige Ab-
lenkung“. Der Bundesrat hatte am
Freitag einer Verordnung der Bun-
desregierung zugestimmt, wonach
in neue Ladesäulen ab Juli 2023 Kar-
tenlesegeräte eingebaut sein müs-
sen. Ältere Modelle müssen nicht
umgerüstet werden. Scheuer kriti-
sierte, der„EC-Karten-Lobbyismus“
habe bei Scholz voll zugeschlagen.
„Er hat jetzt den verlangsamten Aus-
bau der Ladesäulen durch die zu-
sätzliche Technikauflage zu verant-
worten“, sagte der CSU-Politiker.
Dabei könne man inzwischen selbst
an der Supermarktkasse mit dem
Handy bezahlen. (dpa)

KURZNOTIERT

E-Ladesäulen: Streit
um Kartenzahlung

BERLIN Eine knappe Mehrheit der
Bürger macht sich einer Umfra-
ge zufolge keine Sorgen darüber,
dass höhere CO2-Preise sie finanzi-
ell zu stark belasten könnten. Das
geht aus einer repräsentativen Be-
fragung des Instituts Kantar hervor.
Demnach gaben 52 Prozent der Be-
fragten an, angesichts der Kohlendi-
oxid-Bepreisung, die auch den Sprit
verteuert, nicht besorgt zu sein. Da-
gegen machen sich 45 Prozent Sor-
gen, dass sie der Preis zu stark belas-
ten würde. Seit dem 1. Januar gilt im
Verkehr und im Gebäudesektor ein
CO2-Aufschlag auf Öl und Gas. Der-
zeit liegt der Preis bei 25 Euro pro
Tonne CO2. Bis 2025 soll er auf 55
Euro steigen. (dpa)

Umfrage: Gespaltene
Haltung zu CO2-Preisen

WOLNZACHDer verregnete Sommer
kam den Hopfenbauern gelegen:
Für die diesjährige Ernte werden
überdurchschnittlich gute Erträ-
ge erwartet. Als ursprüngliche Au-
pflanze mag es der Hopfen feucht
und kühl, wie die Bayerische Lan-
desanstalt für Landwirtschaft (LfL)
am Sonntag mitteilte. Auch die Qua-
lität des Hopfens sei „sehr vielver-
sprechend“, sagte LfL-Präsident
Stephan Sedlmayer am Wochenen-
de bei seinem Besuch im oberbay-
erischen Wolnzach (Landkreis Pfaf-
fenhofen an der Ilm). (dpa)

Überdurchschnittliche
Erträge bei Hopfenernte?


